
2. Ist Artikel 81 des Vertrages dahin auszulegen, dass er Dritte,
die ein rechtlich relevantes Interesse haben, dazu berechtigt,
die Nichtigkeit eines nach dieser Gemeinschaftsvorschrift
verbotenen Kartells oder Verhaltens geltend zu machen und
Ersatz der erlittenen Schäden zu verlangen, wenn ein
Kausalzusammenhang zwischen dem Kartell oder dem abge-
stimmten Verhalten und dem Schaden besteht?

3. Ist Artikel 81 des Vertrages dahin auszulegen, dass die
Verjährungsfrist für einen auf diese Vorschrift gestützten
Schadensersatzanspruch an dem Tag beginnt, an dem das
Kartell errichtet oder das abgestimmte Verhalten aufge-
nommen wird, oder aber dahin, dass sie an dem Tag
beginnt, an dem das Kartell beendet oder das abgestimmte
Verhalten eingestellt wird?

4. Ist Artikel 81 des Vertrages dahin auszulegen, dass das
nationale Gericht, wenn es feststellt, dass der nach natio-
nalem Recht ersetzbare Schaden niedriger ist als der wirt-
schaftliche Vorteil, den das an dem verbotenen Kartell oder
dem verbotenen abgestimmten Verhalten beteiligte schädi-
gende Unternehmen erlangt hat, dem geschädigten Dritten
außerdem von Amts wegen Strafschadensersatz zusprechen
muss, der notwendig ist, damit der ersetzbare Schaden
höher ist als der vom Schädiger erlangte Vorteil, und zwar
zu dem Zweck, von nach Artikel 81 des Vertrages verbo-
tenen Kartellen oder aufeinander abgestimmten Verhaltens-
weisen abzuschrecken?

Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt aufgrund des
Beschlusses des Giudice di Pace di Bitonto (Italien) vom
30. Juni 2004 in der Rechtssache Nicolò Tricarico gegen

Assitalia Assicurazioni SPA

(Rechtssache C-297/04)

(2004/C 251/07)

Der Giudice di Pace di Bitonto (Italien) ersucht den Gerichtshof
der Europäischen Gemeinschaften durch Beschluss vom 30. Juni
2004, in der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen am 13. Juli
2004, in der Rechtssache Nicolò Tricarico gegen Assitalia Assi-
curazioni SPA um Vorabentscheidung über folgende Fragen:

1. Ist Artikel 81 des Vertrages dahin auszulegen, dass er die
Nichtigkeit eines Kartells oder eines abgestimmten Verhal-
tens von Versicherungsgesellschaften vorsieht, das in einem
Austausch wechselseitiger Informationen besteht, der eine
durch die Marktbedingungen nicht gerechtfertigte Erhöhung
der Prämien für die Kfz-Haftpflichtversicherung ermöglicht,
und zwar auch unter Berücksichtigung des Umstands, dass
Unternehmen aus verschiedenen Mitgliedstaaten an der
Vereinbarung oder dem abgestimmten Verhalten beteiligt
sind?

2. Ist Artikel 81 des Vertrages dahin auszulegen, dass er Dritte,
die ein rechtlich relevantes Interesse haben, dazu berechtigt,
die Nichtigkeit eines nach dieser Gemeinschaftsvorschrift
verbotenen Kartells oder Verhaltens geltend zu machen und

Ersatz der erlittenen Schäden zu verlangen, wenn ein
Kausalzusammenhang zwischen dem Kartell oder dem abge-
stimmten Verhalten und dem Schaden besteht?

3. Ist Artikel 81 des Vertrages dahin auszulegen, dass die
Verjährungsfrist für einen auf diese Vorschrift gestützten
Schadensersatzanspruch an dem Tag beginnt, an dem das
Kartell errichtet oder das abgestimmte Verhalten aufge-
nommen wird, oder aber dahin, dass sie an dem Tag
beginnt, an dem das Kartell beendet oder das abgestimmte
Verhalten eingestellt wird?

4. Ist Artikel 81 des Vertrages dahin auszulegen, dass das
nationale Gericht, wenn es feststellt, dass der nach natio-
nalem Recht ersetzbare Schaden niedriger ist als der wirt-
schaftliche Vorteil, den das an dem verbotenen Kartell oder
dem verbotenen abgestimmten Verhalten beteiligte schädi-
gende Unternehmen erlangt hat, dem geschädigten Dritten
außerdem von Amts wegen Strafschadensersatz zusprechen
muss, der notwendig ist, damit der ersetzbare Schaden
höher ist als der vom Schädiger erlangte Vorteil, und zwar
zu dem Zweck, von nach Artikel 81 des Vertrages verbo-
tenen Kartellen oder aufeinander abgestimmten Verhaltens-
weisen abzuschrecken?

Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt aufgrund des
Beschlusses des Giudice di Pace di Bitonto (Italien) vom
30. Juni 2004 in der Rechtssache Pasqualina Murgolo

gegen Assitalia Assicurazioni SPA

(Rechtssache C-298/04)

(2004/C 251/08)

Der Giudice di Pace di Bitonto (Italien) ersucht den Gerichtshof
der Europäischen Gemeinschaften durch Beschluss vom 30. Juni
2004, in der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen am 13. Juli
2004, in der Rechtssache Pasqualina Murgolo gegen Assitalia
Assicurazioni SPA um Vorabentscheidung über folgende
Fragen:

1. Ist Artikel 81 des Vertrages dahin auszulegen, dass er die
Nichtigkeit eines Kartells oder eines abgestimmten Verhal-
tens von Versicherungsgesellschaften vorsieht, das in einem
Austausch wechselseitiger Informationen besteht, der eine
durch die Marktbedingungen nicht gerechtfertigte Erhöhung
der Prämien für die Kfz-Haftpflichtversicherung ermöglicht,
und zwar auch unter Berücksichtigung des Umstands, dass
Unternehmen aus verschiedenen Mitgliedstaaten an der
Vereinbarung oder dem abgestimmten Verhalten beteiligt
sind?

2. Ist Artikel 81 des Vertrages dahin auszulegen, dass er Dritte,
die ein rechtlich relevantes Interesse haben, dazu berechtigt,
die Nichtigkeit eines nach dieser Gemeinschaftsvorschrift
verbotenen Kartells oder Verhaltens geltend zu machen und
Ersatz der erlittenen Schäden zu verlangen, wenn ein
Kausalzusammenhang zwischen dem Kartell oder dem abge-
stimmten Verhalten und dem Schaden besteht?
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3. Ist Artikel 81 des Vertrages dahin auszulegen, dass die
Verjährungsfrist für einen auf diese Vorschrift gestützten
Schadensersatzanspruch an dem Tag beginnt, an dem das
Kartell errichtet oder das abgestimmte Verhalten aufge-
nommen wird, oder aber dahin, dass sie an dem Tag
beginnt, an dem das Kartell beendet oder das abgestimmte
Verhalten eingestellt wird?

4. Ist Artikel 81 des Vertrages dahin auszulegen, dass das
nationale Gericht, wenn es feststellt, dass der nach natio-
nalem Recht ersetzbare Schaden niedriger ist als der wirt-
schaftliche Vorteil, den das an dem verbotenen Kartell oder
dem verbotenen abgestimmten Verhalten beteiligte schädi-
gende Unternehmen erlangt hat, dem geschädigten Dritten
außerdem von Amts wegen Strafschadensersatz zusprechen
muss, der notwendig ist, damit der ersetzbare Schaden
höher ist als der vom Schädiger erlangte Vorteil, und zwar
zu dem Zweck, von nach Artikel 81 des Vertrages verbo-
tenen Kartellen oder aufeinander abgestimmten Verhaltens-
weisen abzuschrecken?

Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt aufgrund des
Beschlusses des Szombathelyi Városi Bíróság (Ungarn)
vom 10. Juni 2004 in Sachen Ynos Kft. gegen János Varga

(Rechtssache C-302/04)

(2004/C 251/09)

Das Szombathelyi Városi Bíróság ersucht den Gerichtshof der
Europäischen Gemeinschaften durch Beschluss vom 10. Juni
2004, in der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen am 19. Juli
2004 in Sachen Ynos Kft. gegen János Varga, um Vorabent-
scheidung über folgende Fragen:

1. Ist Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 93/13/EWG des
Rates (1) vom 5. April 1993 über missbräuchliche Klauseln
in Verbraucherverträgen (im Folgenden: Richtlinie), wonach
die Mitgliedstaaten vorsehen, dass missbräuchliche Klauseln
in Verträgen, die ein Gewerbetreibender mit einem Verbrau-
cher geschlossen hat, für den Verbraucher unverbindlich
sind, dahin auszulegen, dass diese Bestimmung die Grund-
lage für eine nationale Bestimmung wie Artikel 209 Absatz 1
des Polgári Törvénykönyv (ungarisches Zivilgesetzbuch, im
Folgenden: Ptk.) bilden kann, die anwendbar ist, wenn der
missbräuchliche Charakter einer allgemeinen Vertrags-
bedingung festgestellt wird, und wonach missbräuchliche
Klauseln ihre Verbindlichkeit gegenüber dem Verbraucher
nicht von Rechts wegen verlieren, sondern nur dann, wenn

eine ausdrückliche Erklärung dieses Verbrauchers vorliegt,
d. h. im Fall einer erfolgreichen Anfechtung?

2. Ist aus der erwähnten Bestimmung der Richtlinie, nach der
der Vertrag für beide Parteien auf derselben Grundlage
bindend bleibt, wenn er ohne die missbräuchlichen Klauseln
bestehen kann, abzuleiten, dass die Gültigkeit des gesamten
Vertrages unberührt bleibt, sofern dieser ohne die miss-
bräuchlichen Klauseln fortbestehen kann, wenn die von
einem Gewerbetreibenden aufgestellten missbräuchlichen
Klauseln den Verbraucher unter den von seinem nationalem
Recht aufgestellten Bedingungen nicht binden, der Gewerbe-
treibende jedoch ohne diese Klauseln, die Bestandteil des
Vertrages sind, diesen Vertrag mit dem Verbraucher nicht
abgeschlossen hätte?

3. Ist es unter dem Gesichtspunkt der Anwendung des
Gemeinschaftsrechts erheblich, dass das Ausgangsverfahren
vor dem Beitritt der Republik Ungarn zur Europäischen
Union, jedoch nach der Anpassung ihres nationalen Rechts
an die Richtlinie, eingeleitet worden ist?

(1) ABl. L 95, S. 29.

Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt aufgrund des
Beschlusses der Commissione Tributaria Provinciale di
Pordenone (Italien) vom 14. Juli 2004 in der Rechtssache
Banca Popolare Friuladria SPA gegen Agenzia Entrate

Ufficio Pordenone

(Rechtssache C-336/04)

(2004/C 251/10)

Die Commissione Tributaria Provinciale di Pordenone (Italien)
ersucht den Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften
durch Beschluss vom 14. Juli 2004, in der Kanzlei des Gerichts-
hofes eingegangen am 2. August 2004, in der Rechtssache
Banca Popolare Friuladria SPA gegen Agenzia Entrate Ufficio
Pordenone um Vorabentscheidung über folgende Fragen:

1. Ist die Entscheidung 2002/581/EG der Kommission vom
11. Dezember 2001 (ABl. 2002, L 184, S. 27) ungültig und
mit dem Gemeinschaftsrecht unvereinbar, weil die
Vorschriften des Gesetzes 461/98 und des zugehörigen
Gesetzesdekrets 153/99 über die Banken entgegen der
Ansicht der Kommission mit dem Gemeinsamen Markt
vereinbar sind oder jedenfalls unter die Ausnahmen nach
Artikel 87 Absatz 3 Buchstaben b und c EG fallen?
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